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Kleine Anfrage Janina Aeberhard (GLP): Geplante Reglementsänderung 

(FEBR): Gleich lange Spiesse für alle oder Defizitgarantie für städtische 
Kitas durch die Hintertür einschleusen? 

 

 

Gemäss Medienmitteilung vom 28. April 2022 schlägt der Gemeinderat eine Anpassung des 

Reglements über die familienergänzende Betreuung von Kindern (FEBR) vor, um eine zeitlich 

limitierte Spezialfinanzierung als Massnahme, für die während der Corona-Pandemie für die 

städtischen Kitas entstanden Ertragsausfälle, einzuführen. Die vorgeschlagene 

Reglementsänderung basiert auf der Annahme, dass die städtisch geführten Kitas bei den von 

Bund und Kanton gewährten finanziellen Hilfen zum Auffangen von corona-bedingten 

Ertragsausfällen schlechter gestellt waren als Kitas mit privatrechtlicher Trägerschaft. In der 

Medienmitteilung ist zu lesen, dass die Bundeshilfen für nicht besetzte Plätze nur den privaten 

Kitas zustanden, «während die von Gemeinden geführten Kitas nur zu einem Bruchteil über den 

Kanton entschädigt wurden». Auch auf Seite 1 des Vortrags des Gemeinderats (2022.BSS.00003 

7) steht: «Die privaten Kitas hatten [...] während der Pandemie verschiedene Möglichkeiten, mit 

finanziellen Mitteln von Bund und Kanton die coronabedingten Auswirkungen aufzufangen. Diese 

Möglichkeiten standen den Kitas Stadt Bern wegen der öffentlich-rechtlichen Trägerschaft nicht 

zu». Deshalb will die Stadt Bern «Kitas mit Steuergeldern aushelfen.»1 

Dies wirft einige Fragen auf, da die erwähnten, corona-bedingten Auswirkungen auf die Kitas sehr 

wohl auch private Trägerschaften betroffen haben und weiterhin betreffen (Nichtinanspruchnahme 

der Kita-Betreuung während Lockdown, verschobene Eingewöhnungen, veränderte Nachfrage 

nach Lockdown etc.) und es nicht immer eindeutig sein dürfte, welche Ertragsausfälle tatsächlich 

auf die Corona-Pandemie zurückzuführen sind. Dass es sich um eine «Ungleichbehandlung der 

städtischen Kitas» handelt, und dass die Spiesse deswegen nicht für alle gleich lang seien, 

erscheint insbesondere auch deshalb fragwürdig, weil der Bund gemäss Covid-19-Verordnung 

über die familienergänzende Kinderbetreuung vom Juni 20212 den Kantonen für den Zeitraum vom 

17. März 2020 bis 17. Juni 2020 auch Finanzhilfen für die Ausfallentschädigungen an durch die 

öffentliche Hand geführte Institutionen gewährte (gleiche Regelung wie für private Trägerschaften). 

Darüber hinaus scheint die zeitliche Limitierung der Einlagen aus Steuermitteln für die 

Spezialfinanzierung Kitas Stadt Bern bis Ende 2024 willkürlich. Auch privatrechtlich geführte Kitas 

konnten nur für den oben genannten Zeitraum im Jahr 2020 von Ausfallentschädigungen 

profitieren und eine Defizitgarantie für städtische Kitas ist gemäss Volksentscheid von 2013 nicht 

mehr zulässig. 

 

Deshalb wird der Gemeinderat höflich darum gebeten, folgende Fragen zu beantworten: 

1. Wie wird beziffert, welcher Anteil der Defizite effektiv coronabedingt ist? 

2. Welche «Schadenminderungsmassnahmen» haben die städtischen Kitas während der Corona­ 

Krise umgesetzt? 

3. Wieso sollten städtische Kitas mehr bzw. längeren Schaden davongetragen haben als private 

Trägerschaften? Wieso soll die Spezialfinanzierung bis Ende 2024 laufen? 

4. Die Corona-Rückvergütungen wurden 1:1 an die Eltern zurückerstattet. Welche finanziellen 

Leistungen haben private Kitas also konkret erhalten, welche die städtischen Kitas nicht erhalten 

haben? 

                                                   
1 https://www.derbund.ch/berner-will-kitas-mit-steuergeldern-aushelfen-121614652674 
2 https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2021/364/de 
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